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5 Meiniscker Wemntenwg

mn 13 . und l4 . Juli 1024 in der Kürger -

oceellacbaft zu Ikoln

Anlaß des fünfjährigen Bestehens des Provinzial - und

<>a,id
'

-'verbandes Rheinland des Deutschen Beamtenbundes

der Verband am 13. und 14. Juli im Großen Saale

der Bürgergesellschaft zu Köln seinen 5 . Rheinischen Beamten -

tcg ab.
Wm Tage vorher , Sa ins tag , den 12 . Juli , tagte von 9 Uhr

ab
'
im Bortragssaale der Bürgergesellschaft der Landbeamten -

ausschuß des DBB . unter Vorsitz seines Obmannes , AmtAge -

richtsrat Sorgenfteh .
«!^n 1ö Uhr »b fand im gleichen Saale eine Sitzung der

Provinz - und Landeskartelle unter Leitung des Vorsitzenden ,

Studienrat H . Kühn , Weimar , statt . Im Namen des Vor -

standes des Landesverbandes Rheinland begrüßte der Vor -

sitzende, Postinspektor Hartig , die sehr zahlreich erschienenen
Vertreter , indem er der Hoffnung Ausdruck gab , baß diese

Tagung dazu beitragen möge , die Zusammenarbeit zwischen

den Kollegen im besetzten und unbesetzten Gebietes noch inni -

<jer als bisher zu gestalten . Herr Kühn dankte für die freund -
liehen Begrüßun ^ s-worte .

Am Sonntag , den 13. Juli , begann um 8 Uhr vorm . im
Großen Saale 'der Bürgergesellschaft der 5 . Rheinische Beäm -
tentag , der von 350 Teilnehmern besucht war . Die Tagung
selbst wurde von dein Vorsitzenden des Landesverbandes , P . I .
Hartig , durch eine Begrüßungsansprache erössnet . In der
Ansprache begrüßte er im besonderen die Kollegen aus dem
unbesetzten Gebiet , die so zahlreich unserer Einladung gefolgt
waren . Ebenso begrüßte et die Vertreter der Behörden und
Werbände. Als Gäste ivaren erschienen : Herr Ministerialdirek -
tot Dr . Brecht vom Reichsministerium des Innern , Herr Ober -
rcg.-Rat v . Schmiedeberg vom -Reichsfinanzministerium , Herr
Reg.-Niat Röckner vom Preuß . Innenministerium , Herr Ober¬
finanzrat Lippert -Darmstadt , der Präsident der Oberpostdirek -
tion Köln, Herr Kraiger , der Polizeipräsident Herr Zörgiebel
sowie die Vertreter des RegierungSpäsidenten , der Reichsbahn -
direktion und der Stadt Köln . Herr Hartig betonte u . a .
noch : Mir Rheinländer sind und -bleiben stets Deutsche . Das
starke Band eines gemeinsamen nationalen Empfindens ver -
bindet uns mit dem übrigen Deutschland ! Wir stehen in
freudiger, in rheinischer Treue zum Ganzen und . spotten allen
Bestrebungen, die da glauben , uns von unserem Baterlande
lesreißen zu können .

" Dieses Treuegelöbnis wurde mit stür -
mischem Beifall aufgenommen . Beigeordneter Berndorff über -
brachte die Grüße und die besten Wünsche Her Stadt Köln .
Am Namen ddr anwesenden Rsgierungsvertreter sprach Mini -
sterialdirektor Dr . Brecht vom Reichsministerium des Innern .
Seine Rede klang in den Worten aus : „ Wir sind stolz darauf ,
Beamte zu sein , Diener des Staates zu sein , der Deutfch -
land heißt ! "

Alsdann wurden einige von den sehr zahlreich aus allen
seilen Deutschlands eingegangenen Begrüßungstelegrammen
verlesen . Das Telegramm des Preuß . Ministerpräsidenten
hat folgenden Wortlaut:

»Den 5 . Rheinischen Beamtentag begrüße ich in dankbarer
Anerkennung der hingebungsvollen , in schwerster Zeit bewähr -
ten Arbeit der rheinischen Beamten mit den wärmsten Wün-
schon . Ich vereinige meine Hofstiungen und Bemühungenmit den Ihrigen , um vor allem den um ihrer Treue willen
ausgewiesenen und verhafteten Beamten die baldige Rückkehrin Heimat , Amt und Wohnung zu ermöglichen.
IgEJv Der Preußische Ministerpräsident . "

Herr Studienrat Kühn -Weimar hielt eine vom deutschen
.Einigkeitsgefühl getragene Begrüßungsansprache , die bereits
>n Nr. 45 , letzte Seite , der Zeitschrift „ Der Beamtenbund "
veröffentlicht ist .

AiSdann begann der Borsitzeirde des Deutschen Beamten -
ndes mit seinem Referat „Die Politik des Deutschen Be-

amtenbundes"
. Herr Flügel führte u . a . aus :

^ „ Meine lieben Bundesbrüder vom Rhein !
vch danke Ihnen zuvor aus vollem , heißem Herzen füren freundlichen Empfang , den Sie dem Leiter des DBB .,em vordringlichsten Träger der Ideen der Spitzenorganisa -

onen eben bereitet haben . Ich entnehme aus diesem liebenS -
urdigen Empfang , daß die rheinische Beamtenschaft weiß ,
l« .da«, Herz der Leitung des DW>B . tief und voll mit den Ge -

Mcken der rheinischen Beamten fühlt . Die Leitung des
ni '^ beauftragt , herzliche Grüße zu übermitteln ,

j .
T ■ 0,1 die Bundesleitung entvölkert , um heute bei Ihnen

Ssft
'
h

fön >icn . — Ich weiß warum , daß ' ich stets ein ständiger
. .A c ' <chren Tagungen gewesen bin . Es gibt keinen rhei -

^
When Beamtentag , bei deni ich nicht Ihr Gast sein durfte .

^
«f

.
bin ich besonders stolz . Wie wäre es dem DBB .

(t gewesen , die deutsche Seele zu erkennen , wenn
' "tou !

*
^ Istumj mit der Seele der rheinischen Beamten ge-

ggi
en hätte , und deshalb sind wir heute bei Ihnen , weil

^Bedeutung der rheinischen Beamtenschaft für die
^ Iche ^ ee kennen und werten . " Alsdann ging Herr .Flügel

eigentlichen Thema „Die Politik des Deutschen
MMenbun ^eS " über . Besonders verbreitete sich Herr Flü -

.
cc

^
' e parteipolitische Neutralität , wie sie den Beamten ."

.. ^ " fanft Richtschnur sein muß . Das wichtigste -Mo -
i>cut '<̂ e Beamtenschaft ist die Erhaltung des

»T Flügel endete mit folgenden Worten :
M hohe Ziel des Deutschen Beamtenbundes , der Politik

der Spitzenorganisation : Ideale im Auge , die Gegenwart im
Hirn und das Baterland im heißen Herzen ! "

Den Ausführungen des Redners war die Versammlung mit ,
gespanntester Aufmerksamkeit gefolgt . Sie dankte ihm mit leb -

'

haften , Beifall . Während des Vortrages des Bundesvorsitzen -
den war der Minister für die besetzten Gebiete erschienen und
von dem Vorsitzenden des Landesverbandes begrüßt worden .
Auf Antrag wurde die Aussprache über den Vortrag Flügel zu -
nächst zurückgestellt .

Herr Rausch - Kreseld sprach dann über „Die Gesamtlage in
Deutschland in ihrer Auswirkung aus die Ausgewiesenen , In -
hasticrten und die Beamtenschaft des Westens ". Redner führte
aus :. Das besetzte Gebiet unterstehe dem Rheinlandabkommen .
Die Erfüllungspolitik sei im Rheinland als die einzig richtige
Politik zu betrachten . Die Wirkung der Besatzung auf die Be -
völkerung und die Presse sei sehr groß . Als vornehmste Auf -
gäbe des deutschen Volkes müsse die Sorge für die Ausgewie -
senen und Inhaftierten bezeichnet werden . Sparsamkeitsmaß -
nahmen dürften diese Fürsorge nicht beeinträchtigen . Herr
Rausch wies an mehreren verbürgten Einzelfällen nach , daß
es leider nur zu häufig an dem nötigen Verständnis für die
besonders trostlose Lage der Ausgewiesenen bei den ausführen -
den Behörden und Fürsorgestellen gefehlt hat . Große Unruhe
und Erbitterung wäre dadurch in diese Kreise bedauerlicher -
weise getragen worden . Die Fragen , die in diesem Vortrage
behandelt wurden , waren für einen großen Teil der Anwesen -
den von großein persönlichen Interesse . Dem Redner wurde
für seine eingehenden Ausführungen lebhafter Beifall zuteil .

Darauf ergriff Herr Dr . Höfle , Minister sür die besetzten
Gebiete , das Wort zu folgenden Ausführungen : Die Eigenart
der heutigen Veranstaltung bestehe darin , daß die Beamten -

schaft der Provinz heute versammelt sei, der das deutsche Volk
durchaus viel zu danken habe . Die Schuld , die das gesamte
Volk der rheinischen Bevölkerung gegenüber hab^ , sei so groß ,
daß sie niemals abgetragen werden könne . Für ihn wäre es
daher selbstverständlich , daß er als Minister der besetzten Ge -
biete , d . h . als Anwalt der rheinischen Bevölkerung , an dieser
Sitzung teilnehme . Alsdann übermittelte er die Grüße des

Reichskanzlers , Herrn Dr . Marx , der ja selbst Rheinländer
und Kölner sei . Der Herr Minister verbreitete sich dann über
die von der Regierung getroffenen Fürsorgemaßnahmen für
die ausgewiesenen und gefangenen Kollegen . Vier Fünftel der

Ausgewiesenen können zurückkehren . Es sei einfach Pflicht der

Menschlichkeit , alle Inhaftierten sofort freizulassen . — Das

Beamtenrätegesetz müsse praktisch durchgebracht werden . Der

Reichstag sei schon dafür eingetreten . Schließlich wünschte er
der Tagung noch besten Erfolg und der rheinischen Bevölkerung
eine glückliche Zukunft .

Hartig dankte dem Herrn Minister für sein Erscheinen und

versicherte ihm , daß die rheinische Beamtenschaft ihm volles
Vertrauen entgegenbringe . Hieran anschließend fand eine

lebhafte Aussprache über den Vortrag des Bundesvorsitzenden
statt . Auf die in der Aussprache berührten Fragen autwortete

Herr Flügel in seinem Schlußwort .
2. Berhandlungstag .

Vortrag des Universitätsprofessors Dr . Aug . Müller -Berlin
über „ Wirtschaftsentwicklung und Beamteninteressen "

. Der

Referent führte ungefähr folgendes aus :
Jedes nützliche Glied der Gesellschaft hat ein Doppelgesicht .

' Es ist Konsument und Produzent zu gleicher Zeit . Man kann

ja die Eigenschaft des Konsumenten nicht aufgeben ; aber ein
nur konsumenter Mensch ist kein nützliches Glied der Gesell -

schaft . Jedes Objekt hat zwei Jnteressenkreise zu vertreten .
Der Konsument hat dem Verbrauch dienstbar zu sein .
Man produziert zu dem Zweck , dem Verbraucher zu er -

möglichen , seinen Bedarf zu befriedigen . Alsdann ging der Re -

serent auf die Vorkriegsverhältnisse bei den derkschen Spar -

kassen , Banken und der Gesamtwirtschaft ein . Er wies an
Hand von Zahlen nach, daß es heute nur noch einige hundert
Millionen sind , über die das deutsche Volksvermögen verfügt .
Alles übrige sei ein Opfer der Inflation geworden . Es bleibe
uns nichts anderes übrig , als mit dem Abbau der Wirtschafts -
basis an dsr Spitze anzufangen . Der Agrarschutzzoll muß ein
Mittel sein , um gute Handelsverträge zu erzielen . Am Schluß
seiner Ausführungen wurde dem Referenten lebhafter Beifall
zuteil .

Der Verhandlungsleiter dankte ihm noch für seinen interes -
santen Vortrag und schlug vor , die vom ersten Tage züruckge -
stellte Aussprache über den Vortrag Rausch nunmehr folgen zu
lassen . Zu dem Vortrag Müller fand eine Aussprache nicht
statt .

Als Abschluß für den 3. Rheinischen Beamtentag fand am
14 . Juli im großen Saale der Bürgergesellschaft noch eine
öffentliche Beamtenversaminlung statt , in der Herr Dr . Wald -
mann einen Vortrag über „ Die Beamtenbesoldung " hielt . Als
Ergebnis der gut besuchten Versammlung wurde einstimmig
folgende Entschließung angenommen :

„Die im Anschluß an den 5. Rheinischen Beamtentag im
Großen Saal der Kölner Bürgergesellschaft tagende stark be-
suchte Versammlung des Landesverbandes Rheinland des Deut -
scheu Beamtenbundes , Ortskartell Köln , nimmt mit Erschütte -
rung Kenntnis von dem Elend , das trotz der letzten Ergän -
zungen des Besoldungsgesetzes in den Gruppen der unteren
und mittleren Beamten zurückgeblieben ist. Während die bei -
den letzten Einkommenserhöhungen den höheren Beamten er¬

hebliche Aufbesserungen brachten , gingen die allernnterstenz
Klassen fast leer aus . Erhöhungen von monatlich 8 Mark stan¬
den erhebliche Mehrausgaben in Form von erhöhten Mieteil
usw . gegenüber , so daß diese Kreise nicht von einer Verbesse -
rung , sondern einer Verschlechterung ihrer unhaltbaren Lage
reden dürfen . Daß dieser Zustand unhaltbar ist, dürfte jedem
ohne weiteres verständlich sein . Die verantwortlichen Stelleil
müssen sich bald darüber klar werden , daß unter diesen Ge -
sichtspunkten , nach all den Opfern und Leiden der letzten Jahre ,
die Kraft und damit auch die Dienstfähigkeit der betreffendes
Beamten zusammenbrechen muß . Die Versammlung hat volles
Verständnis für die schlechte Wirtschaftslage des Reiches , sie
kann aber nicht einsehen , daß die Sparpolitik richtig ist, die nach
und nach die Kräfte zerstören muß , die für den Aufbau der
deutschen Wirtschast von unschätzbarem Werte sind . Auch dein

untersten Diener des States muß unter allen Umständen ein
Einkommen gegeben werden , mit dem er seine Familie vor der
äußersten Not schützen kann . Dies ist bis jetzt nicht der Fall .

Angesichts dieser Tatsache verlangt die Versammlung von den
verantwortlichen Stellen , daß diesen unhaltbaren Zuständen
durch eine nochmalige baldige Revision des Besoldungsgesetzes
zuguusten dieser Beamtengruppen und besonders auch der Diä -

tare ein rasches Ende bereitet wird . Weiter fordert sie von der

Regierung , daß die örtlichen Sonderzuschläge wieder auf den
Stand vom 1. April gebracht werden .

"

( „Der Beamtenbund " 8 . 8 . 1924 Nr . 49 .)

16 . Kundestag der Inspektoren und Amt - -

männer der Nelcds - , Post - und

Telegrapbenverwaltung
Unter Anwesenheit der höchsten Beamten des Staates , dar -

unter der württembergische Staatspräsident Bazille , des Land -
tagspräsihenten Körner und als Vertreter des Reichspost -
minrsteriums , des Staatssekretärs Sautter , verband der in
der Überschrift genannte Bund mit seiner Jahrestagung die
Feier des 25jährigen Bestehens der württembergischen Ver -
einigung der oberen Reichs - , Post - und Telegraphenbeamten .
Die Beratungen begannen am 7. August in Stuttgart mit
einer GesamMtzung der Vertreter und setzten sich am 8. und
9 . August fort .

Im Geschäftsbericht des 1 . Wundesvorsitzenden spiegelte sich
die Unsumme von Arbeit , 'die während eines Jahres von der
geschickt und zielbewußt geleiteten Organisation des Bunde ?
der Inspektoren und Amtmänner geleistet worden war . In
der lebhaften Aussprache , die sich an den Bericht anschloß ,
zeigte sich, daß ein gewisser Unmut die Kreise der gehobenen
mittleren Reichspostbeamten beherrscht jwegen der ungün -
stigen Fortkommensverhältnisse , der neue Nahrung in dem
Umstand gefunden hat , daß der -Haushaltsplan der Reichspost
für 1924 keine >Stellenumwandlungen enthält und der Nach-
tragsetat , der dieses -Versäumnis hätte gut machen sollen ,
vom Reichsfinanzministerium beanstandet worden sei, trotz -
dem er nur den Versuch darstelle , die Postbeamten einen
kleinen Teil des Vorsprungs , den die Beamten der Reichs -
finanzverwaltung durch M̂assenbeförderungen seinerzeit ge -
Wonnen haben , einholen zu lassen . Der Vertreter des Reichs -
Postministeriums versicherte , er setze sich mit allen Kräften da -
für ein , daß die ungünstigen Personalverhältnisse bei der
Rei -chspost endlich gründlich saniert würden . Es sei zu Hof-
sen , daß die Lösung dieser Frage trotz des Widerstandes des
Reichssinanzministeriums innerhalb einiger Jahre herbeige -
führt werde .

Von den Beratungen der Ausschüsse über die zahlreich vor -
liegenden Anträge gingen eine Reihe von Entschließungen
aus , deren wichtigste sich mit den nachstehend angeführten
Angelegenheiten befaßten :

1 . Zur letzten Beförderungsregelung wird einerseits aner -
kannt , daß dabei der Leistungsgrundsatz wieder zur Geltung
komme , doch müsse auf der anderen Seite gegen die ungleichen
und unangemessenen Gehaltsspannungen zwischen den ein -
zelnen Besoldungsgruppen , insbesondere zwischen IX und X-
Einspruch erhoben werden .

2 . Der 18 . Bundestag erkennt die Notwendigkeit der Ab -
schaffung des Ortszuschlags nicht an . Die Einführung eines
Wohnungsgeldzuschusses wird abgelehnt . Da unter dem
Zwang der unzulänglichen Wohnungsverhältnisse sich immer
noch viele Beamte mit Wohnungen begnügen müssen , die
ihrem Bedürfnis nicht entsprechen , so würde die Festlegung
des Wohnungsgeldes nach dem jetzigen durchschnittlichen Woh -
nungsaufwand die Beamtenschaft schädigen.

3 . Die notwendigen Maßnahmen zur höheren Bewertung
der Dienstposten sind nicht durchgeführt . Das Stellender -
hältnis der Beamten der Grnppen VIl —X bei der deut¬
schen Reichspost entspricht weder den dienstlichen Ersorder -
nisten , noch den berechtigten Belangen -der Beamten , noch
den Richtlinien - der ReichAregierung vom 28. März 1924 und
steht in einein groben Mißverhältnis zu der Stellenbewer -
tung und Stellenverteilung bei anderen Verwaltungen .

4 . Personalabbau betr ., wird sofortige Aufhebung der Per -
sonalabbauverordnung , zum mindesten für die Reichspost ,
gefordert .

5 . Zur Arbeitszeit (wöchentlich 54stündige Dienstzeit ) wird
bemerkt , es ist ausgeschlossen , daß die geistig arbeitenden Be -
amten den Dienst von 54 Stunden bis -Ende 1925 ohne Scha -
den für die Gesundheit und ohne Nachteile für die Allge -
meinheit verrichten können . Die baldige Minderung der Ar -
beitszeit auf 48 Stunden für die geistig tätigen Beamtet *
und die Gewährung des vollen Urlaubs wie 1923 muß r -
auch aus Gründen d?r Notwendigkeit gleichmäßiger Behand -
lung der Reichs -, Länder - und Gemeindebeamten — gefordert
werden .

verkassungstng u . polizeibekuntensclzatt
Unter den mancherlei Veranstaltungen im Reich und ins -

besondere in Berlin ragte am Verfassungstag , den 11 . August
1924 , besonders der Aufmarsch der Schutzpolizeibramtk « auf
dem Schloßplatz in Berlin hervor , der unter großer Anteil -
nähme der Bevölkerung von statten ging .

In der Ansprache des preußischen Ministerpräsidenten
Braun gedachte der Genannte der hohen Aufgabe der neu
organisierten Polizeimacht , die verfassungsmäßige StaatsforW



gegen jeden Umsturzversuch und die schaffende Bevölkerung
unseres Landes und Reiches bei ihrer Arbeit zum Wiederauf -
bau unserer Wirtschaft vor alten , verantwortungslosen Ruhe -
störern zu schützen. In trüben und schweren Zeiten habe die
preußische Polizei es oft genug bewiesen , daß sie in Vorbild -
licher . aufopfernder Treue ihren schweren Dienst mit rest -
loser Hingab ? und Liebe auszuüben gewillt ist / seine Aner -
kennung , die auch der badischen Polizei nicht versagt werden
Wird ) . Entgegen allen Behauptungen von links oder rechts ,
müsse icftgosteUt werden , dah unsere Polizei nur ein Instru¬
ment Friedens sei, dah sie lediglich die Staatsautorität
zur Geltung bringe und die Ordnung im Lande auftecht erhal -
ten solle.

Der Herr Reichspräsident unterstrich diese Ausführungen
in seiner Rede , indem er besonders hervorhob , wie die An -
gehörigen der Schutzpolizei ein wesentliches Verdienst daran
hätten , daß selbst in den schwersten Stürmen und Wirrnissen
der letzten Jahre die Staatsautorität gewahrt und die Grund -
!age unseres öffentlichen Lebens , die Reichs - und Staatsver -
iassung geschützt und erhalten blieb . Das — so fuhr der
Reichspräsident u . a . fort — , was mühsam , nicht zuletzt mit
Ihrer Hilfe aufgerichtet , muß erhalten und befestigt werden .
Unsere innerstaatliche Gesundung und außenpolitische Gel -
tung ist nur zu sichern : durch Zusammenschluß aller staatS -
bewußten Bürger zu hingebender , zäher Arbeit im Staate .

>sodann sprach Reichsminister Oeser zu den Versammelten
und brachte zum 'Schlüsse ein Hoch auf Deutschland aus .

Tum „vierteljährlichen " Gebaltsbezug
der Beamten .

Das Landeskartell 'Baden des Deutschen Beamtenbundes
schreibt uns :

Durch die Presse ist in den letzten Tagen nachstehende No-
tiz gelaufen :

. V̂ierteljährlich Gehalt . Über eine vierteljährliche Vor -
Auszahlung des Gehalts der Reichsbeamten bestimmen
die neuen Ausführungsbestimmungen zum Besoldungs -
gesetz, daß das Diensteinkommen sowie die Kinderzu -
Mage und der Frauenzuschlag und die Teuerungszu -
schlage an außerplanmäßige Beamte monatlich , im übri -
gen bei Überweisung auf ein Konto vierteljährlich , sonst
monatlich im voraus gezählt werden . Der Reichsminister
der Finanzen kann bestimmen , wann die nach der Uber -
Weisung der Vierteljahresbezüge fällig werdenden Be¬
züge bar ausgezahlt werden . Die Überweisung kann auf
ein Bank - oder Postscheckkonto, sowie an eine Sparkasse ,
die an den Neichsbank ->Giroverkehr angeschlossen ist und
an scheckfähige Genossenschaften erfolgen . Für welche
Zeit die Bezüge der Mannschaften und Offiziere der
Wehrmacht _ gezahlt . werden , bestimmt der Reichswehr -
minister mit dem Reichsminister der Finanzen . Die
vierteljährliche Überweisung erfolgt restlos .

" *

Es ist auffallend und bedauerlich , daß seit einiger Zeit
dauernd unrichtige Meldungen über die Höhe der Gehalts -
bezöge der Beamten und auch , wie vorstehende Notiz zeigt ,
über die Art der Auszahlung u . a . in die Presse lanziert
werden . Auffallend insofern , als den Korrespondenten die
Möglichkeit geboten ist , durch die Lektüre des Reichsbesol -
dungsblatts einwandfreie Berichte zu liefern und bedauer -
lich deshalb , weil durch diese unrichtigen Darstellungen so-
wohl die Beamtenschaft , wie auch die Bevölkerung unnötig
aufgeregt wird .

Vorstehend in Abdruck wiedergegeben « Zeitungsnotiz trifft
in keinem Punkte zu . Die Beamten haben einen Rechtsan¬
spruch auf vierteljährliche Gehaltszahlung . Es wurde nur
im Einverständnis mit den Beamtenorganisationen seinerzeit
im Hinblick auf die schwierigen wirtschaftlichen Verhältnisse
die vierteljährliche Gehaltszahlung vorläufig eingestellt ; der
Rechtsanspruch besteht immer noch, aber falsch - ist , daß heute
schon die Vierteljahrszahlung in Kraft tritt . Die viertel -
jährliche Gehaltszahlung für die Beamten wird dann wieder
in Kraft treten , wenn die Finanzlage des Reichs solches ge-
stattet . Daß das heute nicht der Fall ist , geht aus nächste -
Senden Verordnungen des Reichspräsidenten und des Reichs -
finanzministers hervor .
Nr . 948 . Verordnung des Reichspräsidenten auf Grund des
Artikels 48 Absatz 2 der Reichsverfaffung über Gehaltssatz -

Zahlungen der Beamten .
Vom 4 . Juli 1924 .

Auf Grund des Artikels 48 der Reichsverfassung wird
verordnet : -

Mit Rücksicht darauf , daß die Finanzlage des Reichs
und anderer öffentlichen Körperschaften ohne Gefährdung
der Währung eine vierteljährliche Vorauszahlung des
Diensteinkommens sowie der Kinder - und Frauenzuschläge

nicht gestattet , wird die dem Reichsminister der Finan -
zen durch Artikel 5 der 12: Ergänzung des Besoldungs¬
gesetzes vom 12. Dezember 1923 — Reichsbesoldungs -
blalt seite 419 — erteilte Ermächtigung zur Besinn »
mung kürzerer Zeitabschnitte für die Zahlung bis zum
31 . März 1925 , dem Ende des Haushaltjahres , Verlan -
gert .

Berlin , den 4 . Juli 1924.
J .B . 14 712 . Der Reichspräsident .

gez . Ebert .
Rr . 949 . Verordnung des Reichsministers der Finanzen

über Gehaltszahlungen der Beamten .
Vom 4. Juli 1924 .

Auf Grund der Verordnung des Herrn Reichspräsidenten
vom 4 . Juli 1924 wird verordnet :

- § * '
Die Bezüge der Beamten des Reichs , der Länder , der

Gemeinden und sonstigen öffentlichen Körperschaften , so-
wie der Versorgungsberechtigten werden vorläufig bis
zum 31 . Dezember 1924 nur in Monatsbeträgen ausbe -
zahlt . .

§ 2.
Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1 . Juli 1924

in Kraft .
8 3.

Diese Verordnung gilt als bindend im Sinne des Be -
soldungDsperrgesetzes .

Berlin , den 4. Juli 1924 .
JK . 14 763. Der Reichsminister der Finanzen .

Dr . Luther .

Anwendung der Anmerkung 1 zur Gruppe vn
der Reichsbesoldungsordnung auf die Gemeinde -

usw . Geamten ♦
(Entscheidung des Reichsschiedsgerichts vom 12 . Juni 1924 —
1TI S 156/23 — . Reichsschiedsgerichtssache , betreffend den
Einspruch des Reichsministers der Finanzen gegen die Be -

besoldungsordnung für die Beamteu des Kreises Glatz .)
( I B 16 063 .)

Aus den G r ü . n den .
II . Die Anmerkung I zu Gruppe VII der ReichsbesoldungS -

Ordnung schreibt vor , daß die am 31 . März 1929 in einer
Stelle der Gehaltsklassen 34 bis 43 d des Besoldungsgesetzes
vom 15. Juli 1999 planmäßig angestellten Beamten — es han¬
delt sich um Stellen , die jetzt von Obersekretäre » bekleidet wer »
den — , trotzdem sie an sich nach Gruppe VII gehören , für ihre
Person die Bezüge der Gruppe VIII erhalten , sosern sie go-

wisse Voraussetzungen erfüllen . Dieselbe Bestimmung enthalt
Anmerkung 1 zu Gruppe 7 der Preußischen Besoldnngsord -

nung für die Stellen der Gehaltsklassen 21 bis 23 und 54 b
des Preußischen Gesetzes vorn 26 . Mai 1999 . Nach § 1 Abs . 1
des Besoldungssperrgesetzes kann sich der Neichsfinanzminister
nicht dagegen wenden , daß die Vergünstigung dieser Aniner -
kung solchen Kommunalbeamten gewährt wird , die den Reichs -
und Staatsbeamten der genanten Klassen gleichzuvewerten
sind Da die Kommunalbeamten aber früher nur ausnahms -
weise bestimmten Klassen der Staatsbeamten ausdrücklich
gleichgestellt wurden , ihre Besoldung vielmehr unabhängig ton
der staatlichen Regelung festgesetzt zu werden pflegte , so kann
bei ihnen das äußere Merkmal der Klassenzuteilung zur Ab-

grenzung der Beamten , die unter die Anmerkung fallen , nicht
verwandt werden . Nicht angängig ist es auch, die Gewährung
der höheren Bezüge auf Beamte zu beschränken , die eine Prä -
fung bestanden haben . Die von der Anmerkung umfaßten
Reichsbeamten sind zwar geprüft , zum Teil sogar zweimal . Die
Kommunalbeamten haben aber , da das Prüfungswesen bei den
Gemeinden wenig entwickelt war , meist keine Veranlassung ,
ja nicht einmal die Möglichkeit gehabt , eine Prüfung abzu -
legen . Es wäre unbillig , sie darunter leiden zu lassen . End -
lich kann auch die Höhe des früheren Gehalts .nicht unbedingt
entscheiden . Die Obersekretäre des Reichs und Preußens , die
unter die Anmerkung fallen , hatten vor der neuen Besoldungs -

regelung ein Entgehalt von mindestens 4599 Mi Unbedenk¬
lich kann deshalb die Anmerkung den kommunalen Obersek -
retären gewährt werden , die früher durch ein Höchstgehalt von
4599 Mk . den Reichs - und Staatsbeamten der genannten
Klaffen tatsächlich gleichgestellt waren . Indessen blieben vor Er -

laß des Preußischen Gesetzes vom 8 . Juli 1929 die Besoldungen
der Gemeindebeamten vielfach hinter denen der gleichzube -
wertenden Reichs - und Landesbeamten zurück . Daraus folgt ,
daß es nicht unbedingt zu beanstanden ist, wenn Kommunalbe -
amte mit einem früheren Endgehalt von weniger als 1599 Mk . j
nach Maßgabe der Anmerkung die Bezüge der Grnppe VIII \
erhalten . Ob diese Vergünstigung zulässig ist, muh , da nach ,
dem Dargelegten alle äußeren Merkmale versagen , aus Grupd

der sachlichen Bedeutung der Stelle entschieden werden
b" ' st allerdings nicht außer acht zu lassen , daß keinc ^ ^ ,
sämtliche Obersekretare des Reichs und Preußens , fand *™

*

_ funfl bedacht werden
Ä- tc Anwendung der Anmerkung wird demnach i .n

genden Fall nicht dadurch ausgeschlossen , daß die
■ ÖOC«e,
beiden inFrage kommenden Beamten keine Prüfung bestanden W , "W

Ebenso kommt es nicht entscheidend darauf an , daß der '
ausschutzobersekretär früher ein Endgehalt von nur -12,)» V,

"
der Rendant der Kreissparkasse ein solches von nur 4100 S» !
erreichen konnte . Vielmehr muß die sachliche Bedcutunn h-,
von ihnen am 31 . März 1929 bekleideten Stelle geprüft
den . In dieser Hinsicht bestehen nun keine Bedenken ,
ehemaligen Kreisausschutzsekretär den Obersekretären gleich. '
zubewerten , die im Reich und in Pr >utzen den Vorzug der Aiu
inerkung genießen . Er war der erste Bürobeamte der
munalverwaltung des Kreises Glatz . Die KreiÄommunolte ^
waltungen stehen nach der Entwicklung , die sie . zumal in WS
Kriegszeit , genommen haben , den staatlichen Kreisverwa !tu^ W
gen an Wichtigkeit nicht nach . Ihre ersten Bürobeamte «, die
früheren Kreissekretäre , jetzigen Kreisobersekretäre , fallen „ iz
Beamte der alten Klasse 22 d nach der preußischen Besoldung
ordnung unter die Anmerkung . Nicht anders als sie dürfen
die ehemaligen ersten Kreisansschutzsekretäre , jetzigen Kreis-
ausschutzobersekretare , behandelt werden . Auch dem Kreiz -
ausschutzobersekretär des Kreises Glatz ist deshalb Mit Recht
die Anmerkuitg bewilligt worden . In der Besoldungsordnung
des Kreises findet sich freilich neben ihm noch ein Kreiöauz - 1
schnßobersekreiär als Bürovorsteher in Gruppe VIII . Dj^
Stelle ist indessen erst im Laufe des Jahres 1929 nach dem 81 .
März 1920 geschaffen worden . Sie muß deshalb für die Be-
Wertung der an dem Stichtag vorhanden gewesenen einzigen
Obersekretärstelle ausscheiden . j

Der Rendant der Kreissparkasse ist dagegen dem gehoben ,
sten Teil der Obersekretäre des Reichs und Preußens nicht
gleichzubewerten . Es handelt sich um eine verhältnismä ^H
neue Sparkasse , deren Betrieb , in dem nur zwei Beamte und
ein Gehilfe beschäftigt sind , nicht allzu groß sein kann . Der
Kreis Glatz selbst schätzt die Bedeutung der Stelle nicht sehr
hoch ein . • Denn sonst würde er nicht die Stelle des Rendanten
der Kreiskommunalkasse höher als sie (nach VIII ) eingruppiert
haben . Dem Rendanten der Kreissparkasse können deshalb
die Bezüge der Gruppe VIII nicht gewährt werden .

Der Einspruch des Reichsfinanzministers stellt sich s»
in diesem Punkte hinsichtlich des Kreisauschutzobersekretärs «I
unbegründet , hinsichtlich des Rendanten der Kreissparkasse ai
begründet dar .

Postbeamienschaft und Rsichspostfinanzgeseh
Das 9ir :chspostfi »anzgesctz ist mit dem 1 . April d. F . in

s Kraft getreten . Bei den wenigen Monaten , die inzwische ,
verflossen sind und bei den großen Aufgaben des Wiederaus
banes , denen sich die Deutsche Reichspost gegenüber sich
kann zurzeit keinesfalls ein endgültiges Urteil über -M
oder Unwert des Rcichspostsinanzgesetzes ausgesprochen » ei
den . Alle Urteile müssen als verfrüht gelten . Fest steht , da!
die Deutsche Reichspost in den letzten Monaten ihren voW
wirtsc ! aftlichen und kulturellen Aufgaben in immer weite «
Maße gerecht geworden ist und daß sie auf Grund des ReiS
Postfinanzgesetzes , das ihr Selbständigkeit und Beweglich '

verleiht , ihren besonderen Aufgaben hat leichter und be'

gerecht werden können , als es ihr unter der früheren staaW
rech wichen Form möglich gewesen wäre . Bei dieser « af
läge weisen die unterzeichneten Postbeamtenverbände , die i
große Mehrheit des Personals der Deutschen Öfciäj
vost vertreten , die in letzter Zeit von parteipolitischer 3e
gemachten Versuche , die

'
staatsrechtliche Stellung der De«

schcn Reichspost erneut zu ändern , mit Entschiedenheit zurück
Solche Versuche hätten zurzeit den Erfolg -großer politischer
und volkswirtschaftlicher Schädigungen . Eine Reihe von pt >:i

ganisationen warnen mit Nachdruck davor , hinsichtlich ein«

Änderung der staatsrechtlichen Grundlage der Deut 'chcn
Reichspost schädlichen Übereifer an den Tag zu legen (
fordern ihre Mitglieder auf . den genannten Bestrebung
durch Einflußnahme auf politische und sonst in Betracht « W
inende Kreise entgegenzutreten . Diese Erklärung ist unmM

zeichnet vom Reichsverband -Deutscher Post - und Telegrap » ^

beamtet E . V . , Verband der Deutschen Reichspost - und W
legraphenbeamtinnen , Verband Deutscher Post - und -!. e !cgr̂

phenbeamteti , Gewerkschaft Deutscher Post - und . TelegrapAM
beamten . Wund der Inspektoren und Amtmänner der RcichW
Post - und Telegraphenverwaltung E . B . , Bund Deutiq «

Post - und Telegraphen - Assistenten , -Sekretäre und Anwar»

E .
~

Was der Beamte für Familie u . Haushalt benötig !
Aretz & Cie ,

Inhaber : A . Fackler

KaiserstraSe 215 Telephon 219
Spezialhaus in Gummiwaren und Linoleum

Gummischuhe , Herren - und Pamen - Gumsni -
Mäntel , Wachstuchs Tischslecken , Läufer ,
Wandschane :- , Linoleum , Strickware , Teppiche

und Läufer , Gummi - Spielwaren CA .3V3

Spezialhaus in EA.325
Herren - u .Damenkleiderstoff8
SeidenstoffeAussteuerartikei
Wiih . Braunagei
Herrenstr . 7 Herrenstr . 7

zwischen Kaiserstraße und Schloßplatz .

J JE D JE Ft BEAMTE
deckt seinen Bedarf in LebenesnitteSn ,
sowie Wasch - und Patzui !4te !n am
:: vorteilhaftesten bei ::

EL Hau , OriHü , Karlsruhe

Bürgerstraße 6 Telephon 1629
ggSS" Behörden erhalten Vorzugspreise

Färberei u . ehem . Waschanstalt

D . LaschTelefon
1953

Telefon
1953

reinigt und färbt alle in dieses Fach einschlagende Gegenstände

Prompte Bedienung - Mäßige Preise
©21323

Arstz & Cia .
Inhaber : H „ Fsisi ?! ®?'

KasserstraSe 215 TeSophesn 2sS

Abteilung I : Sämtliche Gummiwaren und Krank3 »pilsgeartik «V|
Gummifcurzwaren . Daraenbed . Hygienische Art ;kal . H üenbe

Abteilung II ; Technische Lllii. il!!» und Ashe3t « aren , Treii

riemeiiiagsr und Bsiiarfsartikei für Maschinenbetrieb .

GroSverkauf . Kleinverkauf .

Ecke Kaiser - u . Pouglasstr . (Hauptpost ) Tel . 5220

Kompl. Wohnungseinrichtungen
Schlaf-, Wohn- u . Harren -

Küchen
US«

Patent '

AtW
'

, . .Poister-

u , .u Einxeli«et' ei
j

Matra,tz ^ \

Tel . 5224 . Hauptlager MQhlburg, Phiüp iS
^

1
^

zugsquEÜen für den Bedarf der Behön
Q . BRRÜN » » KARLSRUHE

Vormals Q. B raunsc he Hofb.uchdruckerei uä # Verlag
Karlfriedrichstraße 14

Herstellung von Druckarbeiien
für staatliche und städtische Behörden

11!■I H ■■ I l . Uli I.n».

Ii . r für Polizei - u. Gameindebeamte , Feuerwehrkorps ,Unitormen Zol '- u. Fmsnztieamte , Eisen- u. StraSenbahner ,
Feld -u.Vtaldhüter , sowie Berufskleidungen jjd .Ari

Albert Hilbert , G . m . b . H . , Rastatt
Süddeutsche Bekleidungs - Industrie

gl Filiale: Ludwigshafen a . Rhein , Bismarckstraße 4-0.

GEBRÜDER BACHE gT

KARLSRUHE >. B .

Lis ' str . 5 Tel . 443

Glocken - und Metallgießer «

Eisen - und Tempsrgiessf ! <"®|
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